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I m N4a m e n d e s V o l k e s

Verkündct

am 50. Juni 1964

Eüääke@■ß■l‘unü ?USOu€ARErSKE‘”%YHE„

und

Beigeladenen und Revisionsklägerin,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 30. Juni 1964, an der
mitgewirkt haben

Senatsipräsiden‘t” Dr. B e r n (1It
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr; K 1 ä B und

Bundesrichter ’ Dr. K r e b s
als weitere Berufsrichter,

ßundessozialrichter S c h 1 e g e l und
lßundessozialrichter M i c h a e l i s

als ehrenamtliche Richter,

für ■echt erkannt:
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“ J9I; "Auf die ReviSion der Beklagten wird das Urteil des
Bayerischen Landessozialgeriehts vöm 6. Februar 1963

insoweit abgeändert und das Urteil des Sozialgerichts

München vom 2o° Oktober 1960 insoweit aufgehoben, als

Les die Beklagte zur Zahlung von Kindergeld an die
Klägerin für die Zeit vom 1° Januar bis zum-30° Juni

1959verpflichtet. _„‚' ' ' '
Im übrigen wird die Revision_ der Beklagten zurück—

gew1esen.5 ““ ‘ '

'
II._ Die Revision der

Beigeladenen wird
els

unzulässig

' ‘ ”1_verworfen._' ' '

III. Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen

_
Kosten des Berufungs— und des Revisionsverfahrens.

zu erstatten° ‘

V o
n

R e e h t sl w e g é n° ;

9.3‘-1L11.9...e...=.- '. 2 Ü-5

Die (gesehiedene) Klägerin hat drei Kinder: Die beiden.

Jehelichen Kinder I
‚

(geboren 1949) und H< (ge—
_boren 1953) H::„z:::;: sow1e das

‘
1958 geborene

iunehcliche Kind F L L=i:r (L.); Für letzteres hat
der im bayerischen Staatsdienst beschäftigte Regierungsrat

IF
1 Pie::s::g der selbst weitere Kinder nicht be—

'sitzt; die Vaterschaft anerkannt und sich gegenüber dem

_zuständigen Kreisjugendamt zu einer Unterhaltszahlung von

“.3x"...‘Ä.
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monatlich 50‚-- DMverpflichtet. Er erhält für diesesKind,
.das bei der Klägerin lebt, der auch das Sorgerecht zusteht,
weder Kinderzusehlag‚ noeh hat_er einen'solchen‘beantragt°

‘

Im Jahre 1958gewährtedie_beigeladene'Familienan3gléiehé-
kasse (PAK)Nahrungsmittel und Gaststätten der Klägerin
das für F L. beantragte Kindergeld Zu jener Zeit j
betrieb diese ein spirituosengesehäft und War gleichzeitig ;

als Provisionsvertreterin für eine Wäschefirma tätig, wobei‘

sie nach ihren eigenen Angaben das höhere Einkommen aus dem

Spirituosengesehäft erzielte‚. Nachdem die Klägerin dieses V

zum 31„ Dezember 1958 aufgegeben hatte und weiterhin nur'

noch als freie Handelsvertreterin arbeitete, erklärte sich

die Beigeladene zur ferneren Zahlung des Kindergeldes für

_nieht mehr zuständig, übersendte ihre Unterlagen an die be—
‘klagte PAK bei der Verwaltungsberufsgenossenschaft und for—

derte diese auf, ihr das für die Zeit vom 1. Januar bis zum.“—

30. Juni 1959 bereits gezahlte Kindergeld in Höhe von 220,--

DM zu erstatteno_ * - » „_ .

Mit Bescheidvom21. April 1960lehnte die beklagteFAKdie
Zahlung von Kindergeld an die Klägerin ab, da gemäß 5 3 Abs„\

2 Nr. 1 des Kindergeldgesetzes (KGG) in der Neufassung durch

5 10 Nr° 2 des Kindergeldérgänzungsgesetzes vom 1„ Februar
_

1956 (KGEG)für F: L. kein Anspruch auf Kindergeld "
bestehe, weil sein Vater als Beamter Bezüge unter Anwendung’

besoldungsreehtlichér Vorschriften über Kinderzusehläge er—

halte° Hierbei sei allein entscheidend,„daß bei dem Kindes—.
{vater besoldungsrechtliche Vorschriften über Kinder2usehläf_

ge angewandt würden;-ob er
tatsäehlich Kinderzuschläge be;

ziehe, sei da?Degen unwesentlich. ‘ " ” ‘

Aus den gleichen Gründen
weigerte sich die

Beklagte
auch,

den Ers atzansprueh der Beigel_adenen anzuerkennene '
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II, Hiergegen erhob die Klägerin, die von August 1960 an

ebenfalls in den Staatsdienst trat, Klage und beantragte,

den Bescheid der beklagten FAK bei der Verwaltungsbe—

rufsgenossenschaft vom 21. April 1960 aufzuheben und
diese zu verpflichten, ihr das Kindergeld für die Zeit

von Juli 1959 bis August 1960 nachzuzahlen° ‘

-
Während

die
Beklagte, die ihre Zuständigkeit

ab 1. Ja—

nuar 1959 anerkannte, die Abweis ung der Klage beantragte,

'beantragte die beigeladene FAK der Berufsgenossenschaft

.
Nahrungsmittel und Gaststätten festzustellen, daß sie ab

1. Januar 1959 nicht mehr zuständig sei. Ü
‚„ ' '

Das Sozialgericht (SG)
hob

den Bescheid der beklagten FÄKI

Vbei der Verwaltungsberufsgenossenschaft Vom21. April 1960'

>
auf und verpflichtete sie, der Klägerin vom 1. Januar

> 1959 bis zum 31. Juli 1960 unter Berücksichtiguhg_der

‘ bereits für die Zeit vom 1. Januar 1959 bis zum 301 Juni
1959 erfolgten Zahlungen durch die Beigeladene, Kinder—

‚
geld für das Kind Fl L. zu gewähren° Es vertrat

die Ansicht, 5 3 Abs° 2 Nr. 1 KGG schließe zwar den Kin—
dergeldanspruch für Kinder von Beamten auch dann aus, wenr

diese tatsächlich keine Kinderzuschläge erhielten° ‚Um
"dem Sinn der Kindergeldgesetzgebung widersprechende

un—

v‘billige Härten zu vermeiden„müsse man aber bei der Prü—
"fung der Frage, ob ein u■eheliches Kind ein Kind eines

Beamten im Sinne des 5 3 Abs. 2 KGG sei, Stets vom Eine

zclfall ausgehen und feststellen, wem der Anspruch zu—‘
Ästehe° Nur dann, Wenn dem_Vater der Anspruch zustehe,
' dieser aber zu dem ausgeschlossenen Personenkreis des

-5 3 Abs. 2 KGGgehöre, sei auch bei einem unehelichen

" Kind der Anspruch zu verneinen} -Da für das Kind F
L. aber der Mutter allein das Kindergeld zuStehe,

habe sie auch Anspruch auf das Kindergeld bis zum Zeit-

punkt ihres Eintritts in den öffentlichen Dienstn‚v "
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'_' 5
"

‚Gegen dieses Urteil legte die beklagte FAK bei der Ver— '

waltungsberufsgenossenschaft Berufung ein; ein Anspruch“

auf Kindergeld für das uneheliche Kind F1' ' ' L. ent—
_fälle, weil zwischen ihm und seinem Vater_ ein Kinds chefts—

‚verhältnis vorliege und der Vater Be2üge im Sinne des @ 3

Abs. 2 Nr. 1 KGGerhalte;' Da es sich hierbei um zwingende
gesetzl1che' Vorschriften handele‚ sei es unerheblich, daß

diese Regelung eine Härte 'für die Klägerin_ _hedeute.' "

_Die
Klägerin'beantragte,‚dievBerufung_zurückqueisen,

da'

“der Vater desKindesgemäßArt. 18Abs. 1 Nr. 7 desBayeri4"
schen Besoldung5gesetzes nicht einmal einen Anspruch auf.
Kindergeldzuschläge habe, 9 3 Abs. 2 Nr. 1 KGGaber nur
dann zur Anwendung kommen könne, Wenn der Beamte tatsäch—

lich Kindergeldzuschläge erhalte. '

Die Beigela'dene stéiiic„ keinen Antrag.

_Das Landessbzialgéricht (LSG) wies die Berufung zurück
'(Urteil vom 6. Februar '1963)j Es hielt das Reehtsmittel

zwar für zulässig, da 5 28 Ab3. 2 Nr. 2 KGG als lex spe—
cialis zu 5 145 Nr._2 des 36z1algericht5geset295 (SGG)
die Berufung in StreitSachen über Kindergeld für bereits.

abgelaufene Zeiträume nicht ausschließe, erachtetc„es aber

als sachlich unbegründet: Die Klägerin habe für ihr drit—
tes Kind F] 'L. gemäß,ä'1 KGG einén_hnspruch auf
Kindergeld. Dieser Anspruch werde auch durch 5 3 Abs. 2

Nr. 1 KGGnicht ausgeschlossen, da es nach demWortlaut '
“dieser Vorschrift entscheidend darauf ankomme, ob der Va—

ter des Kindes als Beamter tatsächlich Kinderzuschlag_er—-
halte. Eine zwingende andere Auslegung dieser Vorschrift

ergebe sich weder aus dem Gesetz noch_aüs den_Geéetzesmä—

terialien. Da der Vater des Kindes F ' L. tatsäche*
'lich keinen Kinderzuschlag erhalte und auch unter Anwendung
der besoldungs rechtlichen Vorschriften keinen erhälténkönne,

-werde der Ana prueh auf Kindergeld für se'in _K1nd nicht nach

@ 3 Abs. 2 Nr. 1KßG_ausgeschl'össen. Revision wurde zuge—«
lassen.‚ __. _. _67'JLaw – Gesetze und Urteile
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'-_6 ; 11
D_

JGegendieses-urteil legte die beklägte PAKbei der Üer_f
Waltungsberufsgenossenschäft form—'und fristgereeht Re+;

' vision ein. Gemäß 5 2 Abe. 1 KGG sei das uneheliche
_

—KindF: L 1. im Sinne 'des _ä 3 Abs. 2 Nr. 1 KGGein .
’ Kind des Régiorungsrats Pc:=£r:=. Da jener als Beamter‘

_* Bezüge unter Anwendung besoldungsrechtlichér Vorschrife'
,'i"tcn über Kinderzuschläge erhalte, liege dVessen Aus—

5__sohlußtatbestand vor, wob‘ei_es gleichgü1tig sei, ob der ;
"_Kinde- -vater tete ächlich Kinder'zuschläge beziehe oder

'nicht. Dies habe das UrteilfdesV LSG verkannt;j Danebe■f;
"sei das mitV der Revisibn angefochtene Urteil auch in

" verfahren51echtlicher Hinsicht fehlerhaft, da es äer
Klägerin über ihren Klageantrag hinausV Kindergeld für

” die Zeit vom 1. JanuarV bis zum 30. Juni 1959 zugespro—
'

chen habe, obwohl weder die Beklägte noeh _d1e
Beigeladenq

'das 'Kindergeld für die en Zeitraum abgelehnt habe, die—_
«es'vie1mehr von Vder‘Beigelädenen'gezahlt.gewesen sei,„‚

'_
VDie _Bek1agt'e

b
ea'ntragt,

‘
unter Aufhebung des

angefochtenen Urteils
in

Stattgabe der Berufung der Beklagt-en gegen das
‚gleichfalls aufzuhebende Urteil des Sozialgerichte

'Münchcn vom 20.10.1960 und in Wiederherste1lüng
_„des Ablehnungsbeseheides_ der Beklagten v0m 21° April

-19_6o die _Klage_aVozuweiscn‚V
_

-_.h11£sweise,'

, däs 'angefochtene Urteil mit
den

ihm zugrunde

_'* liegenden Feststellungen aufzüheben und die Sache

, _zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an die
' Vorinstanz zurückzuverweisen„_;

{Die Beigéiadenelegte gegendasU1te11”deszse'g1eichg_v
falls form— und fristgerecht Revision ein, Sie sei

"dürch das Berufungsurteil inSOfern beschwert, als es _u'
"der KlägerinV für di_e Zeit vom 1. Januar bis zum 30, Juni

1959, al_so für einen Zeitraum, in dem nbchr sie selbst
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__€7j__
für dichindergeldzehlung zuständig‘gewesen sei;_'Kindergeld

zusprcehe. _In materiell—rechtlicher Hinsicht wiederholte

_die
Beigeladene

1m übrigen die Ausführungen der Beklagten,

_
daß ein K1nderge1dans pruch für das Kind Friedrich L gemäß

_5 3 Abs. 2 Nr. 1 KGG _ausgesehlos_sen sei°

Die

Beigeledene.beantragt,

insoweit die Zeit vom 1. Januar bis einschließlich
zum 30. Juni 1959 in Frage steht, unter Aufhebung
des ange100htenen Urteils in Stattgäbe. der Berufung.

"der Beklagten gegen das gleichfalls aufzuhebende
Urteil des Sozialgerichts München vom 20.10.1960_
und in Wiederherstellung des Ablehnungsbescheides
der Beklagten vom 21. 4. _1960_d1c K1age abzuweieen,

h1lfsweise,_

das
angefochtene Urteil

mit den ihm zugrunde
liegenden Feststellungen eufzuheben und die
Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

. an die _Vorinstanz _zurückzuverweisen°

Die

Klägerin
beentrsgt,

die Revision zurückqueisen.’c

Sie hält dasangeföchteneUrteil für zutreffendundsieht die
Auffassung der Beklagten als zu formälistisch an, da sie da-
zu führe, daß einerseits der KindeSVater keinen Anspruch auf_

Kinderzuschlägc habe, weil er die bésoldungsrechtlichen Vor—

au3setzungen des Landesrechts nicht erfülle‚ andererseits
Vaber auch die Klägerin keinen Anspruch auf Kindergeld naeh dem
KGG,besitZe‚ weil ihr drittes Kind das Kind eines Beamten sei°
Ein söl_ches Ergebnis sei eine vom Gesetzgeber nicht gewollté,

unbillige Härte und wider spreche dem Sinn des KGG Im übri-

gen sei die mit Bescheid der Beigeladenen vom 4. Februar 1959'

erfolgte Kindergeldgewährung ein begünstigender Verwaltungs—

akt, der auch die Beklagte binde. Er könne daher nur dann

„zurückgenommen werden, wenn Ein eventueller Fehler von der

_ ';_8.;
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", ‚._ g ;

Kläge11n zu vertreten und
ihr

Vertrauen auf den Bescheid

‘ nicht schutzwürdig sei. Dies sei aber nicht der Fall, da

‘sic keine unwahren Angeben gemacht und_ auch keine Tatsachen

verschwiegen habe.*

Die nach 5 162 Abs. 1 Nr. 1 see Statthafte Revision der
Beklagten ist zulässig.

__'Da'gcgenfist
die

ebenfalls gemäß5 162
Abs. 1 Nr. 1 SGG-

vetattha'fte Revision der Bei_geladenén mangels Béschwer

' unzulässig. ' ‘ ’ ‘ *

'Eine Voraussetzung
der_Zulässigkeit der Revision_ist das

Recht zum Einlegen von Rechtsmitteln. 2DieSes Recht. und

-
damit das Recht selbständig eine Revision einzulégen, steht_

auch der Beigeladenen zu, da_eih‘Beigelgdener gemäß 5 75‘“
" Abs. 4/SGGalle Verfahrehshandlungeh Wirkssmvornehmenkann.

“ Verfahrenshandlungen. sind alle Handlungen, die'der Entwick—-if
"t_'lung des gerichtlichen Prozesses dienen. Zu ihnen gehört

{ auch das Einlegen von
Rechtsmitteln (vgl_. BSG 6, 161;

Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprozeßrechts‚ 7 Aufl., S.
269).f

Dies gilt sowohl
für einen einfachen als aueh für den not—‚„;é

.wendigen BQigeladenén (BSG6_,161).' Durdh die Zulassung
der Revision nach 5 162 'Abs. 1 SGG, also aueh der der Bei„ „„

f,_ geladenen, wird indessen nur deren Statthaftigkeit
an sich 171

__
festgestellt, während daneben, entgegen der Auffassung der“ %“

'Beigeladenen, auch_ noch die übrigen Zulässigkeitsvoraus—

„ werden kann (BSG2 2291). Die Beschwer setzt allerdings
__.bei einem Beigéledenen, im GegenSatz zu einem Kläger,_ nicht‘1

setzungcn erfüllt sein müssen. Zu diesen gehört die Be—

„sohwer‚_ die als Zulass1gke1tsveraueeetzung jedes Rechts—
mittels Vorliegen muß damit in der Sache_ Selbst entschiede_ni_

voraus, 'daB das angefochtene Urteil Zu seinen Ungunsten von ;;

seinen in der 'Vorinstanz gestel Anträgen abweicht. Es '
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__ 9
_

muß vielmehr als ausreichend angesehen _werdcn,'Wenn_ das an—

gefochtene Urteil nach seinem Inhalt für ihn ungünstig ist,

x gleichgültig Ob und welche Anträge er gegebenenfalls gestellt

het (BSG 9, 251).
' ‘

Das Urteil des LSG, des die Berufung der Beklagten gegen
das Urteil des—SG_zurückweist‚ist jedoch für die Beigeladene
nicht ungünstig und belastend, Sondern vielmehr günstig. Zwar

bestätigt es den Kindérgeldsnsprueh der Klägerin ab 1. Jäé

nuar 1959, stellt aber gleichzeitig fest, daß zur Erfüllung
dieses Anspruchs die Beklagte zuständig ist.

; Dies hat zur
101ge, daß die Beklagte der Beiäeladehen zur Erstattung der

von dieser in der Zeit vom 1. Januar bis zum 30. Juni 1959
_

geleisteten Kindergeldzahlung verpflichtet ist. Jene Rechts—

pflicht kann von der Beklagten, solange das Urteil des LSG "

bestehen bleibt, nicht bestritten werden, weshalb die Beige-„

ladene in diesem Fall die Gewißheit hat, ihre in der _Zeit

vom 1. Januar bis zum 30. Juni 1959 gezahlten Kinderge1d—

leistungen zuruckzuerlsngen.i.- '

_Mithin
bietet nur das die

Entscheidung
des SG bestätigende-

.Urteil desLSGderBeigeladeneh.Gewährfür nic Rückerstaté
tung ihrer Kindergeldzahlungen (1. Jänu r bis zum 30. Juni'

1959); also ist sie durch dieses Urteil nicht beschwert. Ds

somit für ihre Revision eine Prozeßvoraussetzung fehlt, war
diéSes Rechtsmittel als unzulässig zu verwerfen. Die Bei—

geladene behält jedoch ihre Rechtsstellung aus der Bei—
lädung, da sich deren Wirkung auf das gesamte Verfahren,

'einsehließlich der Rechtsmittelinstanzen, erstreckt. Sie
konnte'dsher innerhalb der Revisionsbegründungsfrist die
Revisionsbegründung der Beklägten durch weitere Revisions—-

ragen ergänzen(BSG,15. Juli 1958in SozR@75 Da 3 Nr.1o).
Da sich die von ihr form— und fristgerecht erhobenen Revi-'

sionsrügen indes sen vollinhaltlidh mit denen der Beklagten

'decken, erübrigt sich ein gesondertes Eingehen auf den ent—'

sprechenden Vortrag der Beigel■denen.v

—
1o 4
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Was die ProzeßVorsussetzungen sonst anbelangt (BSG 2,

,227 ff; 2, 246 ff), so war die Berufung'der Beklagten
nicht durch einen der für den gesamten Bereich der So—
zielg.erichtsbarkeit geltenden Berufun3sadsechließunge—

gründe des @ 14_4SGG ausgeschlossen, da keiner der dort
‘- ;aufgézählten Umstände einschlägt. _Ebensowenig ergab s1oh‚_

ein AuSschließuhgsgrund aus 5 28 Abs. 2 Nr. 2 KGG, weil
'die Berufung nicht den Beginn oder das Ende des Ans pruohsfs

auf Kindergeld betrifft. ‚Zwar ist zwischenzeitlich durchft

den Eintritt der Klägerin in den Staatsdienst der Kindere?x

" geldanspruch für ihr Kind F: L. gemäß 5 3 Abs„.2

„Nr. 1 KG-Gab 1. August 1960 entfallen. Streitgegenstand
' tim Verfahren vor dem SG war aber nicht die Frage, zu wel—i

j chen Zeitpunkt der Anspruch auf Kindergeld beseitigt wurf■
"de, sondern diejenige, ob für F L. überhäupt ein

‘derartiger Anspruch bestand, da sein Vater als Beamter

Bezüge unter Anwendung bee oldungsrechtlicher Vors chrifter

_über Kinderzuschläge erhielt,' Da somit der Anspruch auf
__ Leistung selbst streitig ist, war die Berufung der Be—

vtklagten _zulässig (vgl. Witting/Méier, Kindergeld—Handbuch,”
_“5 28 Anm. 5 und — zu dem gleichgelagerten @ 145 SGG —'

„Bse 3, 222ff). -
fDagegeh ist die,Revision‚der-Beklegten unbegründet:

'Die Klägerin hatte gemäßsg 2 Abs“ 1 Nr. 5, 1 KGGeinen
.Anspruch auf Kindergeld für ihr Kind F3 4 A L„ der

.entgegen der RevisionSrüge der Beklagten auch nicht durch

.vf_5 3 A‘r>é_°2 hr. 1 KGG ausgeschlossen wird. Nach dieser

‘*_Vörsehrift besteht Anspruch auf Kindergeld nieht für
_Kinder von Beamten, Richtern und Soldaten, die Bezüge',

1 unter AnwendungbesoldungsreChtlieher Vorschriften über
‚".Kinderzusehläge erhalten, —Kernproblem.des vorliegenden
‘{ Rechtsstreits iSt.dahcr die Frage, ob nach dieser Ver—

\,Schrift der Anspruch auf Kindergeld Schon dann entfällt,

—_11—_
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Wenn ein Beamter Bezüge nach besoldungsrechtlichen Vor—

schriften erhält, die an sich Kinderzuschlägeversehen,
oder ob 5 3 Abs. 2 Nr. 1 KGG voraussetzt, daß dem Beamten,
auch tatsächlich Kinderzugchlag gewährt wird. Gegenstand

der hierfür vorzunehménden Gesetzesauslegung ist allein

der in der Vorschrift zum_Ausdruékkommende"objéktivierte"
Wille des Gesetzgebers, wie er sich aus dem Wortlaut undi

vdem Sinnzusamménhäng ergibt (BVerfG 1, 299; 312), weshalb

die Entstehungsgeschiehte nur.insoweit zur Auslegung her—
angezogen werden kann, als die Auffassung, die sich aus -
ihr ergibt, in der Vorschrift_selbst Ausdruck gefunden hat
(BSG6, 255), ” ' " ’

5 3 Abs. 2 KGG, der die Gewährung von Kindergeld in gee
wissen Fällen eueschließt, untersöheidet in seinen Nummern—'>I

1 bis 9 zwischen Ausschlußtatbeständen, die eintreten,. '

wenn ein Elternteil Bezüge unter Anwendung besoldungs—‚'

tarif- oder beamtenreehtlicherVorschriften über Kindergeld
erhält (Nr. 1 — 4 und 6b) und solchen (Nr° 5, 6a, 7.7 9),}
“bei denen demElternteil demKindergeld entsprechende oder
vérgleichbäre KinderzusChläge oder Leistungen_gewährt werden°

Diese Wortfessung zwingt aber nicht Zu der von der Beklag—.
ten vertretenen Auslegung, daß es bei der zur ersten Fall—

gruppe gehörenden Nr. 1 nicht auf den tatsäehlichén Erhalt?

von Kinderzuschlägen, sondern nur darauf ankomme, daß solche

in den besoldungsrechtlichen Vorschriften allgemein vorge*

sehen seien‚ .Wäre dies gewollt, so hätte der Gesetzgeber
_

nicht auf den Erhalt von _B e z u gie n unter Anwendung
besolduhgsrechtlieher Vorschriften über Kinderzusehläge
abgestellt, sondern darauf, ob besoldungsreohtliche Vor—
schriften für Beamtedie Gewährungvon Kinderzuschlägen '
allgemein vorsehen. Nach dem Wortlaut des 5 3 Abs° 2 Nr„ÜV

1 KGG soll indessen der Anspruch auf Kindergeld erst dann

‘ausgeschloss n sein, wennder Vater eines.Ki■dee als Beamter

. “„ ." ‚er. "]
.

e{12
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'
tatsächlich'3ezüge unter Anwendung bésoldungsreehtlicher

Vorschriften über Kinderzuschläge erhält, d.h„ wenn bei
_den an ihn gezahlten Bezügen solche Vorschriften angéwandt_f

werden. Dies kann aber nur dann zutreffen, wenn jenen Be— '

zügen besoldungsrcchtliche Vorschriften über Kinderzuschlägé

zugrunde gelegt werden, wenn also in ihnen tatsächlich Kin«v'

derzuschläge enthalten sind; nur dann besteht die Gefahr

,
eines Döppelbezugs von Kinderzuschlägen bzw. Kindergeld,

die durch den in @ 3 Abs. 2 Nr. 1 KGG ausgesprochenen' Grund-Ü

_
satz des Vorrangs der für Kinder gezahlten Zuschläge aus dem'

'öffentliche'n Dienst vor dem Kindergeld nach dem KGG ausge—

schlossen werden solL ' l

-Unerheblich
bleib t

hierbei allerdings, ob die in den BezügenH
'des Beamten enthaltenen Kinderzuschläge ganz

oder 'wenigstenst

‚
annähernd dem Kindergeld nach 5 4 Abs. 1 KGG entsprechen‚

_'Hierin liegt der d'ie abweichende Wortfassung bedihgende Un—
_

'_terschied der beiden Fallgruppen des 5 3 Abs‚ 2 KGG: Während'73

„die Nrn. 6a, 7' in Verbind'ung_ mit @3 Abs„ 3 Satz 2 KGGden "

Kindergeldanspruch erst dann ausschließen,
wenn die tatsäch—”Ü

—'1iohgewährten KinderzusChläge voll (oder wie bei @3'1bs° 23?
Nr. 7 in Verbindung mit_ 9 3 Abs. 3 'Satz' 2 KSGwenigstens zu '

. 90 v.
H. ) der Höhe des Kinderéé1des_ nach 5 4 Abs; 1 KGGent—

'sprechen, entfällt bei der ersten Gruppe der Anspruch, ohnej

Rücksicht auf die Höhe'des tats ächlich gewahrtcn Kindergeldes
'schon denn, Wenn in den Bezügen- eines Elternteils 'überhaupt

Kinderzuschlägc enthalten sind (die nachträglich eingéfügte
.

Nr. 8 des 5 3 Abs° 2 KGGstellt 'einen' Sonderfall der, da die'■
'Kinder2usehläge für die dort genannten Kinder schon auf Grund_
'des Unterhaltssicherunge— und des Wehrsoldgesetzes dem Kin— '

dergeld nach 'dem KGGentsprechen) Der Grund für diese un—
terschiedliche Regelung der

beiden Gruppen dürfte darin zu
sehen sein, daß die von einem öffentlich—recht1i'chen Dienst—"

herrn angewandte Kindergeldregelung zumeist ohnehin_günsti—

ger ist, als die des KGGoder zümindeSt_dieser gleibhkomm■
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und das in den wenigen Fällen, in denen diese Regelun—

gen zuereit noch ungünstiger sein sollten, der öffent—

lich—rechtliche Dienstherr auf Grund der ihm Obliegenden ’
4Fürsorgepflicht von sich aus bereit sein dürfte, _die'je—
weiligen Kinderzus _chläge den Sätze_n des _KGG anzupassen.v

Danachergibt die oben getrbffene nus1egungdes 9 3 Abs.-

2 Satz 1 KGG, daß diese Ausschlußvorsehrift nur dänn_
durchgreift, wenn in den Bezügen der dort genannten Peri

sonen tatsächlich KinderZusehläge enthalten sind. Die
von der Beklagten in Übereinstimmung mit Lauterbech/

_Wickenhagcn, Die Kindergeldgesetzgebung‚ 5 3 Anm. 27_
und_

_Witting/Neier_‚'aao, @3 Anm. 18 vertretene gegénteili gel

Auffassung stützt sich vor allem auf die Begründung des‘
‚Regierungsentwurfs _zum‘KGEGI(BT—Drucks.‚ II. -Wahlperiode

_
1953 Nr. 1539)‚ mit dessen 5 10 eine Ne_üfasSungdes 5 3

_
Abs. 2 KGG vorgenommen werden Sollte. _Dort heißt es:.

\

_"Naeh der Neufassung soll für die Kinder von An—
‚" gehörigen des öffentlichen Dienstes, auf die die

besmtenrechtlichen Vorschriften oder die allgemei—_

nen teriflichen Bestimmungen Anwendung finden, ‘
’sueh in den Ausnahmefällen kein Anspruch auf Kin—
dergeld na eh der Kindergeldgesetzgebung bestehen,
in denen dies 0 Regelungen in einzelnen Beziehungen

- ungünstiger sind als die Kindergeldgeset2gebung.
_Es erscheint nicht angebracht, die hier vorhande—

'.nen Lücken durch das KGEG zu schließen, vielmehr
_soll dies der Besoldungsgesctzgcbung und der- Tarif—
gestaltung überlassen bleiben. ",

_ .
(Die Beklagte.übersieht jedoeh, daß die im

Regierungsentwurf

_
vorgeseheneFassungdes 5 3 Abs. 2 Nr. 1 KGGim Laufe der

7Ausschußberatungen entscheidende Änderungen erfahren hat,

so daß die obige Begründung des ursprünglichen Entwurfs

nicht mehr zur Auslegung des-jetzigen'■k3 Abs .‘2 Nr. 1 KGG'

'herengezogen werden kann.
Nach der Fassung i_m‘Regierungs—

entwurf sollte der Kindergeldanspruch ausnahmslos für alle_ 7

= — 14.—
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Kinder
von

Beamten
ausgeschlossen sein, wie sich aus dem

Wortlaut.

"
Anspruch

auf
Kindergeld

besteht nicht für Kinder
1. von Beamten und Empfängern von beamtenrechtli—

chen Versorgungsbezügen, mit Ausnahme solcher

_ Kinder der Witwen von Beamten oder Ruhestands—
'. 'beamten, denen auch vor der Vollendung des

‚' * 16. Lebensjahres keine Kinderzusehläge nach den
‘, Vorschriften des Beamtenréchts gewährt werden"

: .ergibt. Erst in den Ausschußberatungen erhielt diese Vor—_ ;

schrift ihre heutige Fassung, die entscheidehd.darauf ab—

stellt, ob in den Bezügen eines Beamten Kihderzuschläge

enthalten sind ode r nicht.‘ In dem an diese Beratungen an—

schließenden Bericht des Bundestagsausschusses für Sozial—

politik (BT—Drucks., II. Wahlperiode 1953 Nr. 1884) wird
,die Neufassung die5er Vorschrift wie folgt-begründet:

'ä 5 Abs. 2 Nr. 1 KGGSchließt den Kindergeldanéprudh
,für Kinder von Angehörigen des öffentlichen Dien_stes

_
weitgehend aus, da für diese Kinder bekanntlich in

„anderer Weise gesorgt wird;„ Dieser Vorschrift kam
Vin dem KGG keine allzu große Bedeutung bei,_da_die

Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes im allgemeinens

„ nicht bei den Berufsgenossenschaften, sondern bei [
.

-_ den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung Ver—
‚„„sichert sind -Nach der Erweiterung des Personen— 1 "a

.
k rcises der Anspruchsberechtigten durch 5 1 des Ent—

„_wurfs erschien es notwendig, unter Aufrechterhaltung 'f.
‚._des Gründprinzips die Vorschrift neu. zu fas3en und '”
'»„dabei die versehiedenen Gruppen des öffentlichen

Dienstes aufzugliedern. ‚@ 3 Abs. 2 Nr. 1 KGGin der
vom AusschuB beschlossenen Fassung schließt den Kin— „„1-dergeldsnspr_uch für die Kinder von Beamten, Richtern„ -'

“und Soldaten aus, die Bezüge unter Anwendung besei—
‘».dungsrcehtlichcr Vorschriften über_Kinderzuschläge

erhalten. .Beamte und Richter, die nur ehrenamtlich'
„tätig sind, sind damit Von dem Bezug des Kihdergeldes ‘

nicht ausgeséhlossen. Das gleiche gilt für kleine "
Gruppen von Beamten, für deren Bezüge keine Kinder—

5
zusohlägc vorgesehen sind u ., ‚

’?

_Daraus erhellt,
daß auch bei der Neufassung des @3jAbs.‚2‘

.
Nr. 1 KGdourch @10 KGEGdas Grundprinzip der ursprüng;

A‚lichen Regelung_des @3 Abs. 2 KGGwem 14. November 1954

. 9—_15——
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erhalten bleibt, d„h„‚ daß Kindergeld für Kinder von Ange—

hörigen des öffentlichen Dienstes nur dann ausgeschlossen

sein sollte, wenn für diese Kinder "in anderer Weise" (al—

so durch Gewährung von Kinderzuschläo gen) gesorgt ist° So—

weit dies aber auf Grund der bestehenden besoldungsrecht—

lichen Vorschriften (wie zB für die im letzten Satz des an-
geführten Ausschußberieht3 genannten Gruppen) nicht der Fall

g„ist‚ sollte weiterhin Kindergeld nach dem KGG gewährt werden°

Hierfür Spr00hcn übrigens auch die an die oben zitierten Aus—"*“"

Aüümungen des Bundestagsaue MChu ses für Sozialpolitik zu
_

5'3 Abs. 2 Nr° 1 KGGunmittelbar anschließenden Ausführungen
zu 5 } Abs° 2 Nr. 2 KSG° Dort heißt es am Ende: "Soweit die
allgmeincn tariflichen Regelungen des öffentlichen Dienste33

in einzelnen Punkten ungünstiger sind als diejenigen des KGG,

will die Regierungsvorlage laut Begründung die Anpassung der—

Tarifpolitik überlassen." Die Tatsache, daß diese einschrän—

kendcn Bemerkungen nur zu 5 3 Abso 2 Nr° 2 KGG gemacht und

die in der Regierungsvorlage vorhandene Erstreekung auch auf

die Besoldungs gesetzgebung und damit auf 5 3 Abs‚ 2 Nr° 1 KGG

gestrichen wurde, zeigt, daß man jedenfalls die von der Be—
klagten zitierte Begründung der Regierungsvorlage nicht mehr ;flf

zur Auslegung des 5 3 Abs° 2_Nr. 1 KGG heranziehen kann°

Allein die Auslegung, daß ein Kindergeldansprueh nach dem

KGG nur dann gemäß 5 3 Abs° 2 Nr° 1 KGG ausgeschlossen ist,

wenn in den Bezügen der dort genannten Personen Kinderzu—_“;f

schläge enthalten sind, wird auch dem Sinn und Zweck der

gesamten Kindergeldgesetzgebung gerecht: den durch Kinder‚g■■lit”

bedingten erhöhten Aufwand einer Familie auszugleichen

(BVerfG 11, 115) und das soziale Absinken der Mehrkinder—_bgo';.fpj

familie abzustellen oder wenigstens zu mildern (vgl° BT—
}Protokoll vom 1„ April 1954, 21, Sitzung 3, 719 — 721)°
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'Dieser das gesamte Kihdergeldrécht tragende Grundgedanke-

„ eines Familienlastenausgleichs durch Kindergeldgewährung

erfordert es, daß möglichst für sämtliche an sich nach

dem KGG anspruchsbercchtigten Kinder die Mehrbelastungen

ausgeglichen werden. Ist dies bei den in 5 5 Abs. 2 Nr.1

KGG genannten Angehörigen des öffentlichen Dienstes je—

doch im Einzelfall nach den an sich Kinderzuschläge vor—
sehendcn besoldungsrechtlichen Vorschriften nicht möglich,

greift folglich auch der Ausschlußtatbestand des 5 3 Abs.

2 Nr. 1 KGG nicht ein, und der nach dem KGG bestehende An—

spruch auf Kindergeld bleibt erhalten. Dementsprechend

wird der Kindergeldanspruch für das uheheliche Kind F

L. , dessen Vater entsprechend Art. 18 des Bayer.

VBesoldungsgesetzes(Bayer.GVBl1958,101)tatsächlichlv'w
keine Kinderzuschläge erhalten hat, nicht durch 5 3 Abs.
2 Nr. 1 KGG ausgeschlossen. Da die übrigen Voraussetzun—

gen der Kindergeldzahlung an die Klägerin als Mutter die—

ses unehelichen Kindes erfüllt waren, entspricht das Ur- -
teil des LSG, das die klagabweisende Entscheidung des SG

bestätigt, der materiellen Rechtslage -

IAllcrdings enthält das Urteil des
SG insofern

einen von

der Beklagten mit Recht gerügten verfahrensrechtlichen

Fehler, als es in seiner Entscheidung über den von der_

Klägerin gestellten Antrag hinausging und die Beklagte

zur Kindergeldzahlung ab 1. Januar 1959, wenn auch unter

Berücksichtigung der von der Beigeladenen bereits bis Zum

50. Juni 1959 erbrachten Leistungen, verurteilte. Gemäß

5 123 SGG kann das Gericht nur über den erhobenen An—
spruch entscheiden. Prozeßrechtlicher Anspruch ist dasg

Begehren des Klägers, das Gericht möge die Rechtsfolge.
_

eines materiell—rechtlichen Tatbestandes aussprechen (Pe—

ters/Sautter/Wolff, Komm.z.3Gb‚ 5 125 Anm. 2; Rohwcr/ ’
Kahlüann, SGb @ 123 Anm. 3). Dieser Klageanspruch, wie_

er sich am Schluß der mündlichen Verhandlung darstellt,

- 17 -»'
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ist der Anspruch, über den das Gericht entscheiden soll° Er

wird vom Kläger in der Klage als Streitgegenstand bestimmt
(BSG 5, 225), Gegenstand des Verfahrens vor dem SG war aber

lediglich das von der Klägerin ab Juli 1959 beanspruchte Ib

Kindergeld, das ihr von der Beklagten mit Bescheid vom 21;'-?'

April 1960 versagt werden war° Hicrgegen richtete sich die
_

von der Klägerin erhobene Anfechtungs— und Leistungsklagc,fft’

in der sie begehrte, den angefochtenen Bescheid der Beklag—vf'i

‘ften aufzuheben und diese zu verpflichten, ihr das Kindergeldf °5

» ab 1. Juli 1959 zu zahlen" Das Erstgerieht ist jedoch in
seinem Urteil über jenen prozessualen Anspruch hinausgegan—

gen, da es die Beklagte bereits ab 1. Januar 1959 verpflich—

tete, der Klägerin Kindergeld unter Berücksichtigung der
_

_
durch die Beigeladene für die Zeit vom 1° Januar 1959 bis d'

lzum 30, Juni 1959 gewährten Leidtungen zu zahlen° Dieser
Ausspruch geht insofern über den Antrag der Klägerin hinaus,.5 „
als er gleichzeitig die_Zuständigkeit und die Rechtspflicht

der Beklagten zur Kindergeldzahlung an die Klägerin für die

' -Zeit vom 1° Januar bis zum 3o„ Juni 1959 feststellt° Das

”aber war von der Klägerin nicht mit ihrer Klage begehrt und

somit auch nicht prozessualer Streitgegenstand geworden°

Allerdings hatte die Beigeladene vor dem SG beantragt, fest—

zustellen, daß sie ab 1° Januar 1959 nicht mehr zuständig

sei° Selbst wenn man hierin gleichzeitig einen Antrag der
.

Beigeladenen zu der Feststellung sehen wollte, daß die Beé-l«"

klagte ab 1„ Januar 1959 zur Kindergeld2ahlung zuständig '
3

und verpflichtet sei, wäre dieses Begehren doch nicht Streit—

gegenstand geworden° Denn einmal konnte die Beigeladene,

die nur nach 5 75 Abs° 1 SGG beigeladen, also nicht notwen—

dige Beigeladene im Sinne des 5 75 Abs° 2 SGG ist, einen der—

artigen, von den Anträgen der übrigen Beteiligten abweichen—

den Antrag gemäß 5 75 Abs° 4 Satz 2 SGG nicht rechtswirksam

stellen° Zum anderen aber könnte kein Beigeladener, nicht_

einmal bei einer notwendigen Beiladung, einen neuen Streit—

gegenstand in den Prozeß einführen (vgl° Dapprieh, Das so—

zialgerichtliche Verfahren, S° 65; Peters/Sautter/Wolff,

aaO, % 75 Anm° 6)o Um einen solchen neuen Streitgegenstand

_ 18 _
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‘handelt es sich aber, wievoben dargelegt, bei der Kinder—

1„;„geldzahlung für die Zeit vom}° Januar bis zum 30° Juni
.“1959° ‘ . „ . ‚___

VIII° Da das Urteil des SG und damit das die Berufung zurück—

weisende Urteil des LSG über den von der Klägerin erhobe—

nen Anspruch im Sinn des 5 123 SGG hinausgingen, eine Hei—

lung dieses Verstoßes aus den Anträgen der Beteiligten im

Berufungsverfahren jedoch nicht abzuleiten war (vgl° BGH

—in Lindenmaier/Möhrihg, Nachschlagewerk, Nr„ 4 zu BEG'‚

@@21, 25; RGZ1579 23 ff), mußtenbeide Entscheidungen, ;(
wie geschehen, abgeändert werden° » — »

'

Im übrigen wär jedoch die Revision der beklagten PAKbei.l_
der Verwaltungsberufsgenossenschaft als unbegründet zu—

rückzuwcisen° ' '

Die Revision der beigeladenen FAK der Berufsgenossénschaft

Nahrungsmittel und Gaststätten war als unzulässig zu ver—

werfen, da es für sie an der verfahrensreehtlichen Voraus—

setzung der Beschwer fehlte„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 SGG‚ ‚g„
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